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1. Medienberichte zum Thema «Demokratie» 

 

 

01.04.2025, S. 3 

Das Vertrauen in die Demokratie bröckelt – ausser in der Schweiz. Welt-
weite Umfrage. Bereits seit Jahren schwindet das Gefühl, wirklich mitbe-
stimmen zu können. Inmitten dieser globalen Skepsis ist die Schweiz ein 
Hort der Stabilität. (Link) 

 

 02.04.2025, S. 18  

[Gastkommentar von Andrea Opel und Stefan Oesterhelt] Klarstellung zur 
Juso-Initiative. Im Zusammenhang mit der Erbschaftssteuerinitiative kön-
nen Massnahmen gegen Steuervermeidung nicht rückwirkend eingeführt 
werden. (Link) 

 

 06.04.2025, S. 8  

Feindbild Richter. Politische Entscheidungen auf Gerichte abzuwälzen, war 
lange Zeit üblich und bequem für Parlamente und Regierungen. Sie muss-
ten keine Verantwortung übernehmen. Doch damit ist Schluss in der Ära 
von Trump und Le Pen. (Link) 

 

 07.04.2025, S. 12 

Der Regierungsrat plädiert dafür, dass Menschen mit Beistand volle politi-
sche Rechte erhalten. Wer «wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwä-
che entmündigt» ist, hat keine politischen Rechte – so steht es in der Ver-
fassung. Das steht nicht nur im Widerspruch zum Völkerrecht. Unklar ist, 
weshalb eine Bevölkerungsgruppe pauschal vom Stimmrecht ausgeschlos-
sen wird. (Link) 

 

 11.04.2025, S. 18 

[Gastkommentar von Phil Baumann und Marc M. Winistörfer] Wenig Trans-
parenz bei Wahlen. Die Transparenzregeln für Parteien geben zwar 

https://www.tagesanzeiger.ch/vertrauen-in-die-demokratie-schwindet-ausser-in-der-schweiz-263862414194
https://www.nzz.ch/meinung/juso-erbschaftssteuer-und-rueckwirkung-die-zustaendigkeit-des-bundesrats-steht-ausser-frage-ld.1876557
https://www.nzz.ch/international/nach-der-verurteilung-von-marine-le-pen-wie-politisch-ist-die-justiz-ld.1878811
https://www.nzz.ch/schweiz/mehr-politische-rechte-fuer-menschen-mit-geistiger-behinderung-ld.1629294
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Hinweise auf die Beträge, die von einzelnen Akteuren im Wahlkampf einge-
setzt werden – aber kaum darauf, woher diese Mittel stammen. (Link) 

 

 12.04.2025, S. 17 

Adressen von Initianten werden nicht gelöscht. Auch bei jahrzehntealten 
Einzelinitiativen bleiben der Name und die Adresse der Einreicher im Inter-
net öffentlich einsehbar. (Link) 

 

 

14.04.2025, S. 2 

FDP will Hilfswerke politisch disziplinieren. Maulkorb für NGOs. Gemeinnüt-
zige Stiftungen und Vereine sollen künftig eine Steuerrechnung einreichen 
und für politisches Engagement zahlen müssen. Sie wehren sich und war-
nen vor einer Verarmung des demokratischen Diskurses. (Link) 

 

 19.04.2025, S. 1  

[Kommentar von Benedict Neff] Angst vor dem Volk. In vielen Ländern agie-
ren Gerichte übergriffig und schränken die Politik ein. Sie handeln mit dem 
Ziel, die Demokratie zu verteidigen. In Wahrheit schaden sie ihr. (Link) 

 

 

23.04.2025, S. 11 

[Politkolumne von Adrian Vatter und Rahel Freiburghaus] Schweizer Föde-
ralismus – auf dem Weg zum Zentralstaat? Der Bund befiehlt, bezahlt aber 
nur unzureichend: Die Machtbalance zwischen Bund und Kantonen gerät 
aus dem Gleichgewicht. 

 

 24.04.2025, S. 9 

Glarus spart – die Bevölkerung rebelliert. In der Gemeinde streitet man über 
ein Freibad, Beizen und Budgetlöcher in Millionenhöhe. Die Debatte zeigt, 
was passiert, wenn sich eine Gemeinde entscheiden muss – zwischen tie-
fen Steuern und einer lebendigen Gemeinschaft. (Link) 

https://www.nzz.ch/meinung/die-neuen-transparenzvorschriften-fuer-parteien-und-kampagnen-greifen-kaum-ld.1876128
https://www.nzz.ch/zuerich/datenschutz-in-der-politik-zuercher-gericht-sagt-dass-die-privatadresse-von-initianten-oeffentlich-bleiben-muss-ld.1879924
https://www.tagesanzeiger.ch/maulkorb-fuer-ngos-fdp-will-hilfswerke-politisch-disziplinieren-694785162644
https://www.nzz.ch/meinung/angst-vor-dem-buerger-demokratien-verwandeln-sich-immer-mehr-in-richterstaaten-ld.1880591
https://www.nzz.ch/schweiz/steuerloecher-und-millionendefizite-die-gemeinde-glarus-muss-sparen-und-erzuernt-die-bevoelkerung-ld.1881145
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25.04.2025, S. 4 

Sie kämpft dafür, dass sie trotz Behinderung abstimmen darf. Stimm- und 
Wahlrecht – die Schweiz verwehrt Menschen wie Lucrezia Fopp, die eine 
Beistandschaft haben, die politischen Rechte. Ein Vorstoss will das ändern. 
(Link) 

 

 29.04.2025, S. 8 

SP und Grüne stimmen besonders geschlossen. Parlamentarier können in 
der Schweiz freier abstimmen als in Deutschland – dennoch fordern die 
Parteien eine gewisse Disziplin ein. (Link) 

 

 

30.04.2025, S. 2 

Milliardär Fredy Gantner stellt Rückzug der Kompass-Initiative in Aussicht. 
Die Initianten von «Kompass/Europa» wollen erwirken, dass auch die 
Stände dem Vertragspaket Schweiz – EU zustimmen müssen. Wird das Pa-
ket von Volk und Ständen angenommen, lassen sie ihr Begehren fallen. 
(Link) 

 

 30.04.2025, S. 21  

[Meinungsbeitrag von Katharina Fontana] EU-Abkommen. Die Gründe für 
das Ständemehr überwiegen. Bundesrat und Parlament sollten das Ver-
tragspaket mit der EU dem doppelten Mehr unterstellen. Wenn die Schweiz 
ihre Beziehungen zur EU auf eine neue Ebene heben will, ist eine möglichst 
breite Abstützung im Land geboten. (Link) 

 

 30.04.2025, online 

Kein Ständemehr für die EU-Verträge: Der Bundesrat legt sich bereits fest, 
bevor er die Abkommen veröffentlicht. Das Stimmvolk allein soll über die 
neuen Verträge mit der EU entscheiden, ohne das Ständemehr: So schlägt 
es der Bundesrat vor. Der Entscheid kommt erstaunlich früh. (Link) 

 

https://www.tagesanzeiger.ch/vorstoss-fordert-politische-rechte-fuer-menschen-mit-behinderung-684074601111
https://www.nzz.ch/schweiz/parteidisziplin-bei-kampfabstimmungen-stimmen-sp-und-gruene-am-geschlossensten-ld.1881681
https://www.tagesanzeiger.ch/schweiz-eu-milliardaer-fredy-gantner-und-mitstreiter-stellen-rueckzug-von-initiative-in-aussicht-799189856966
https://www.nzz.ch/meinung/eu-abkommen-die-gruende-fuer-das-staendemehr-ueberwiegen-ld.1882049
https://www.nzz.ch/schweiz/kein-staendemehr-fuer-die-eu-vertraege-der-bundesrat-legt-sich-bereits-fest-bevor-er-die-abkommen-veroeffentlicht-ld.1882248
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2. Gerichtsurteile 

 

2.1 Bundesgericht 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 30. Januar 2025 (2C_587/2023)1(franz.) 

Abstrakte Normenkontrolle gegen kantonale Regelung zur Personalverlei-
hung – das Bundesgericht heisst die Beschwerde teilweise gut. In einem 
Verfahren der abstrakten Normenkontrolle beurteilte das Bundesgericht di-
rekt die Vereinbarkeit von Art. 9 Abs. 1 und Art. 10 des neuen Neuenburger 
Gesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen mit übergeordnetem 
Recht. Es kam zum Schluss, dass diese gegen das interkantonale Recht 
(AIMP 2019) verstossen, da sie nicht als zulässige Ausführungsbestimmun-
gen gelten können. Die Bestimmungen werden aufgehoben. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 18. Februar 2025 (1C_565/2024) 

Korrektur der Abstimmungsbotschaft zur Revision des Steuergesetzes im 
Kanton Luzern – die Beschwerdeführenden rügten eine Verletzung von 
Art. 34 Abs. 2 BV, da den Argumenten gegen die Gesetzesvorlage in den 
Abstimmungserläuterungen nicht hinreichend Platz gewährt worden seien 
sowie eine Verfälschung der Meinungsbildung der Stimmbevölkerung durch 
irreführende Ausführungen des Regierungsrats. Die Anträge der Beschwer-
deführenden auf Verschiebung der Volksabstimmung sowie auf Überarbei-
tung der Abstimmungsvorlagen seien aufgrund der in der Zwischenzeit 

stattgefundenen Volksabstimmung gegenstandslos geworden, jedoch be-
stünde weiterhin ein aktuelles und praktisches Interesse an der Aufhebung 
des Ergebnisses der Volksabstimmung. Das Bundesgericht weist die Be-
schwerde jedoch ab – es wurden zwar gewisse Informationsmängel festge-
stellt, jedoch seien diese nicht schwerwiegend genug, um das Abstim-
mungsergebnis ernsthaft zu beeinflussen. 

 

 

 

 
1 Zur Publikation vorgesehen. 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza://30-01-2025-2C_587-2023&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza://18-02-2025-1C_565-2024&lang=de&zoom=&type=show_document
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Urteil des Bundesgerichts vom 04. März 2025 (1C_581/2024) (franz.) 

Beschwerde gegen die Wahl eines Jugendstrafrichters durch den Grossen 
Rat des Kantons Freiburg. Der Beschwerdeführer machte eine Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts geltend und verlangte die Aufhebung der 
Wahl. Das Bundesgericht weist die Beschwerde ab – es sieht keine Verlet-
zung von Bundesrecht, insbesondere keine Diskriminierung, Willkür oder 
Verletzung des rechtlichen Gehörs. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 11. März 2025 (1C_572/2024) 

Stimmrechtsbeschwerde gegen kommunale Abstimmung in der Gemeinde 
Hochdorf. Der Beschwerdeführer machte geltend, die Gemeinde habe das 
Abstimmungsverfahren zur Initiative «Hochdorf ist bereit für emissionsfreie 
Fahrzeuge» rechtswidrig beeinflusst, indem sie der Initiative einen Gegen-
vorschlag gegenüberstellte, welcher ein Förderprogramm für Ladestationen 
nur für den Fall der Ablehnung der Ablehnung der Initiative in Aussicht 
stellte. Dies habe die freie Willensbildung verletzt. Das Bundesgericht stellte 
fest, dass der indirekte Gegenvorschlag im Sinne einer politischen Alterna-
tivität zulässig war und der Grundsatz der Chancengleichheit zwischen der 
Initiative und dem Gegenvorschlag gewahrt sei. Das Bundesgericht weist 
die Beschwerde ab. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 21. März 2025 (1C_692/2024) 

Stimmrechtsbeschwerde gegen städtische Abstimmung in Chur – das Bun-
desgericht weist die Beschwerde eines Stimmberechtigten gegen ein Urteil 
des Verwaltungsgerichts des Kantons Graubünden ab, soweit es darauf 
eintritt. Der Beschwerdeführer beantragte, die Abstimmung vom 9. Juni 
2024 über die städtische Vorlage «Baugesellschaft City West […]; Neu-
vergabe im Baurecht» sei für ungültig zu erklären, da die Stimmberechtigten 
mit der Abstimmungsbotschaft unzureichend über die Abstimmungsvorlage 
informiert worden seien. Die Beschwerde wurde verspätet erhoben; weder 
das rechtliche Gehör noch die Rechtsweggarantie oder politische Rechte 
seien verletzt.  

 

 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza://04-03-2025-1C_581-2024&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza://11-03-2025-1C_572-2024&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza://21-03-2025-1C_692-2024&lang=de&zoom=&type=show_document
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2.2 Kantonale Entscheide 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Basel-Landschaft vom 11. September 2024 

(810 24 72) 

Abstrakte Normenkontrolle – Änderung des Dekrets zum kantonalen Ener-
giegesetz aufgrund des Energieplanungsberichts 2022. Die Beschwerde-
führenden rügten, der Landrat habe durch die Einführung neuer Pflichten 
zur Nutzung erneuerbarer Energien sowie einer Photovoltaikpflicht ohne 
genügende gesetzliche Grundlage und unter Umgehung der Volksrechte 
gehandelt. Hinsichtlich zwei Bestimmungen im Dekret hält das Gericht fest, 
dass der Landrat durch die Verankerung im Dekret keine verfassungs- oder 
gesetzeswidrige Kompetenzüberschreitung begangen habe, da eine genü-
gende Delegationsgrundlage bestand und weist die Beschwerde ab. Hin-
sichtlich der Photovoltaik-Bestimmung im Dekret wird die Beschwerde gut-
geheissen, da sich diese Bestimmung im Gegensatz zu den anderen nicht 
auf eine genügende gesetzliche Grundlage zu stützen vermag.  

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Luzern vom 11. Oktober 2024 (7H 23 229) 

Zulässigkeit der Wiedererwägung von Gemeindeversammlungsbeschlüs-
sen – in ihrer Stimmrechtsbeschwerde rügen die Beschwerdeführerinnen 
verschiedene Aspekte der Einladung sowie die Botschaft zur Gemeindever-
sammlung. Ihr Hauptanliegen lag darin, dass an der Gemeindeversamm-
lung vom 11. September 2023 keine Abstimmung über ein Traktandum 
hätte durchgeführt werden dürfen, da eine erneute Abstimmung den bereits 

mit der Volksabstimmung vom 24. Mai 2023 festgestellte Willen in dieser 
Hinsicht verletzen und damit die politischen Rechte untergraben würde. Der 
Gemeinderat hatte in seiner Abstimmungsbotschaft zudem teils unpräzise 
und suggestive Aussagen gemacht. Diese Mängel wurden jedoch durch 
Auflagen des Regierungsrats an der Gemeindeversammlung ausreichend 
korrigiert. Das Gericht hielt fest, dass ein Einfluss auf die freie Willensbil-
dung letztlich ausgeschlossen werden könne, da alle wesentlichen Gegen-
argumente vor der Abstimmung dargelegt wurden. Die Wiedererwägung ei-
ner bereits beschlossenen Rückzonung wurde als zulässig beurteilt, sofern 
kein Rechtsmissbrauch vorliegt. 

 

https://bl.swisslex.ch/de/doc/claw/56cd791c-1215-4e7a-a51a-c0c445cd9c92/search/221966956
https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve
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Urteil des Kantonsgerichts Waadt vom 28. Februar 2025 (CCST.2024.0004) 

Beschwerde gegen die Ungültigerklärung einer kommunalen Gesetzesiniti-
ative, die die Änderung des kommunalen Abfallreglements vorsah. Die Be-
schwerde wurde abgewiesen – der Initiativtext hätte zahlreiche unterschied-
liche Regelungsbereiche vermischt, die Bürger damit zu einer pauschalen 
Zustimmung oder Ablehnung gezwungen und damit gegen den Grundsatz 
der Einheit der Materie verstossen. Zudem greift die Initiative in Kompeten-
zen der kantonalen Exekutive ein, womit eine Verletzung des Grundsatzes 
der Gewaltenteilung vorläge. Die Initiative wurde zu Recht für ungültig er-
klärt.  

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Waadt vom 6. März 2025 (CCST.2024.0005) 

Anfechtung des Beschlusses des Staatsrats, den Entwurf einer kantonalen 
Verfassungsinitiative («pour des transports publics gratuits, écologiuques et 
de qualité») für ungültig zu erklären. Die kantonale Volksinitiative wurde 
vom Staatsrat zunächst für gültig erklärt – diesen Validierungsbeschluss wi-
derrief der Staatsrat jedoch mit Beschluss vom 7. Juni 2023 aufgrund eines 
in der Zwischenzeit ergangenen Urteils des Bundesgerichts betreffend eine 
Verfassungsänderung im Kanton Freiburg. In diesem Urteil befand das Bun-
desgericht, dass die Freiburger Initiative, deren Ziel es war, die Gratisnut-
zung des öffentlichen Verkehrs in der Verfassung zu verankern, gegen 
Art. 81a Abs. 2 BV verstösst. Eine Teilungültigkeitserklärung der Initiative 
kam nicht in Betracht, da die Initianten nicht konkret dargelegt hatten, wie 
die Initiative angepasst werden müsste, um teilweise gültig erklärt zu wer-
den. Das Bundesgericht weist die Beschwerde ab. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 20. März 2025 (ACST/13/2025) 

Stimmrechtsbeschwerde gegen Verteilung von Flyern im Wahllokal – das 
Kantonsgericht Genf weist die Beschwerde eines Kandidaten gegen die Ge-
meindewahlen vom 23. März 2025 als unzulässig ab. Der Beschwerdefüh-
rer beanstandete die Verteilung von Flyern im Wahllokal durch Vertreterin-
nen einer politischen Partei während einer Abstimmung am 9. Februar 
2025. Die Beschwerde wurde verspätet eingereicht und wäre auch inhaltlich 
abzuweisen gewesen, da kein schwerwiegender Verstoss gegen die politi-
sche Meinungsbildung oder das Abstimmungsergebnis festgestellt werden 
konnte. 

https://jurisprudence.vd.ch/scripts/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/scripts/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=7001&Parametername=WWW_V4&Schema=VD_TA_WEB&Source=search.fiw&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=FRE&nF30_KEY=184746&W10_KEY=9966365&nTrefferzeile=3&Template=search/standard/results/document.fiw
https://jurisprudence.vd.ch/scripts/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/scripts/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=7001&Parametername=WWW_V4&Schema=VD_TA_WEB&Source=search.fiw&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=FRE&nF30_KEY=184768&W10_KEY=9966360&nTrefferzeile=2&Template=search/standard/results/document.fiw
https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3396674?doc=
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Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 24. März 2025 (ACST/14/2025) 

Abstrakte Normenkontrolle gegen Polizeireglement des Kantons Genf – im 
Rahmen der abstrakten Normenkontrolle prüfte das Kantonsgericht zahlrei-
che Bestimmungen des Reglements auf ihre Vereinbarkeit mit höherrangi-
gem kantonalem und Bundesrecht. Es stellte fest, dass die beanstandeten 
Regelungen – darunter Kompetenzdelegationen an die Polizeikommandan-
tin, Aufgabenbereiche von Sicherheitsagenten sowie deren Einstufung und 
Rechte – mit dem Legalitätsprinzip, dem Gleichheitsgebot und weiteren ver-
fassungsrechtlichen Grundsätzen vereinbar seien. Die Beschwerde wurde 
vollständig abgewiesen. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 24. März 2025 (ACST/15/2025) 

Stimmrechtsbeschwerde gegen die kantonale Volksabstimmung vom 
3. März 2024 betreffend das Gesetz zur Änderung des Loi générale sur les 
contributions publiques (LCP). Der Beschwerdeführer macht geltend, die 
Abstimmungsunterlagen hätten nicht ausreichend über die konkreten finan-
ziellen Auswirkungen informiert und dadurch Art. 34 BV verletzt. Das Kan-
tonsgericht trat auf die Beschwerde ein, wies sie jedoch ab – die Abstim-
mungsbroschüre habe die Grundlagen und Auswirkungen der Gesetzesän-
derung sachlich und nachvollziehbar erläutert, sodass die Stimmbürger in 
der Lage gewesen seien, sich eine informierte Meinung zu bilden. Ein 
Verstoss gegen die Garantie der freien Willensbildung liege nicht vor. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 24. März 2025 (ACST/16/2025) 

Abstrakte Normenkontrolle gegen das Genfer Wohnbauförderungsgesetz. 
Die Beschwerde gegen die Genfer Gesetzesnovelle 13'036, welche den Er-
werb von Eigentum in Entwicklungszonen an einen vierjährigen Wohnsitz 
im Kanton knüpft, wurde vom Kantonsgericht gutgeheissen. Es befand, 
dass die neue Bestimmung zwar einem öffentlichen Interesse diene, aber 
unverhältnismässig in die Eigentumsgarantie und die Gleichbehandlung 
eingreife. Die Norm wurde als verfassungswidrig aufgehoben.  

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 25. März 2025 (VB.2024.00685) 

Veröffentlichung von Personendaten bei Einzelinitiativen – der Beschwer-
deführer verlangte die Löschung seines Namens und seiner Adresse aus 

https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3396916?doc=
https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3398747?doc=
https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3397514?doc=
https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=224812&W10_KEY=12587900&nTrefferzeile=1&Template=standard/results/document.fiw
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früher eingereichten Einzelinitiativen. Das Verwaltungsgericht weist die Be-
schwerde ab – es sieht in der Veröffentlichung dieser Angaben keine Ver-
letzung des Datenschutzrechts, da die öffentliche Zugänglichkeit im Rah-
men des demokratischen Transparenzgebots (Art. 53 KV/ZH) verfassungs-
rechtlich abgestützt ist. Wer eine Einzelinitiative einreicht, handelt in einer 
öffentlich-rechtlichen Organfunktion. Die Veröffentlichung auch der Adresse 

sei für die Nachvollziehbarkeit parlamentarischer Verfahren gerechtfertigt 
und zeitlich unbeschränkt zulässig. 

 

 

Urteil des Obergerichts Graubünden vom 27. März 2025 (VR1 24 1009) 

Beschwerde gegen die Nichtbehandlung einer Einsprache zum Gemeinde-
versammlungsprotokoll – das Obergericht des Kantons Graubünden erklärt 
die Beschwerde eines Stimmberechtigten gegen die Ablehnung seiner Op-
position zum Protokoll einer Gemeindeversammlung als unzulässig. Der 
Beschwerdeführer beanstandete, dass seine Einsprache gegen das Proto-
koll einer früheren Versammlung nicht traktandiert und behandelt worden 
sei. Das Gericht hielt fest, dass die Rüge spätestens bei Publikation der 
Traktandenliste hätte erfolgen müssen. Da der Beschwerdeführer dies un-
terliess, ist seine Beschwerde verspätet und somit unzulässig. 

 

2.3 Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) 

  

 

Entscheid der UBI vom 31. Oktober 2024 (b.995) 

Beitrag der SRF im «Regionaljournal Bern, Freiburg, Wallis» und im Online-
Artikel «Abstimmung Kanton Bern – Der Kanton soll in Krisen handeln kön-
nen» vom 16. Februar 2024 im Vorfeld der kantonalen Volksabstimmung 
(3. März 2024) über eine Änderung der Kantonsverfassung zur Einführung 
der dringlichen Gesetzgebung. Die UBI heisst die Beschwerde gut – sie 
sieht das Sachgerechtigkeits- und Vielfaltsgebot als verletzt an, da unvoll-
ständig über die Zusammensetzung der Gegnerschaft und über deren Ar-
gumente berichtet wurde, womit wesentliche Informationen zur Abstim-
mung unerwähnt blieben. Die unausgewogene Präsentation der beiden La-
ger und ihrer Argumente sei mit den in der sensiblen Periode vor dem Ur-
nengang geltenden Sorgfaltspflichten nicht vereinbar. 

 

https://entscheidsuche.gr.ch/?dec=11a1c137ab98480a8b4952d4dadf9575&index=OG&locale=de
https://www.ubi.admin.ch/de/entscheide/entscheide-suchen-sie-mit-suchkriterien
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3. Neue Volksinitiativen 

 

 

Überblick hängige Volksinitiativen2 

- Initiativen im Sammelstadium (16) (+1) 
- In Auszählung (0) (0) 
- Beim Bundesrat hängig (7) (0) 
- Beim Parlament hängig (13) (0) 
- Abstimmungsreife Volksinitiativen (0) (0) 

 

 

Botschaft des Bundesrats vom 7. März 2025 

In seiner Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Ja zu fairen Bun-
dessteuern auch für Ehepaare – Diskriminierung der Ehe endlich abschaf-
fen!» empfiehlt der Bundesrat die Ablehnung der Initiative. (BBl 2025 1092) 

 

 

Botschaft des Bundesrats vom 7. März 2025 

In seiner Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Ja zu fairen AHV-
Renten auch für Ehepaare – Diskriminierung der Ehe endlich abschaffen!» 
empfiehlt der Bundesrat die Ablehnung der Initiative. (BBl 2025 1132)  

 

 

Verfügung der Bundeskanzlei vom 18. März 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Starke Gesellschaft und Wirtschaft dank 
Elternzeit (Familienzeit-Initiative)» hat die Vorprüfung bestanden. Die Sam-
melfrist läuft bis am 1. Oktober 2026. (BBl 2025 1120) 

 

 

Botschaft des Bundesrats vom 21. März 2025 

In seiner Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Keine 10-Millionen-
Schweiz (Nachhaltigkeitsinitiative)» empfiehlt der Bundesrat die Ablehnung 
der Initiative. (BBl 2025 1262) 

 

 
2 Stand 30. April 2025. 

https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_1.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_6.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_2.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_3.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_4.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/1092/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/1132/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/1120/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/1262/de
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Verfügung der Bundeskanzlei vom 25. März 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Für bewilligungsfreie Solaranlagen» hat 
die Vorprüfung bestanden. Die Sammelfrist läuft bis am 8. Oktober 2026. 
(BBl 2025 1195) 

 

4. Publikationen 

 

 CUENI RAPHAELA, Bundesgericht, II. öffentlich-rechtliche Abteilung, 28. Au-
gust 2024, 2C_871/2022; zur Publikation in der amtlichen Sammlung vor-
gesehen (Entscheidbesprechung), ZBl 126/2025, S. 189 ff. (Link) 

 EGLI PATRICIA, Völkerrechtlicher Rahmen der Schweizerischen Neutralität, 
DeFacto vom 15. April 2025 (Link) 

 FINGERHUTH CASPAR, Bundesrätliches Notrecht, Kritik und Reformvor-
schläge, Unser Recht vom 14. April 2025 (Link) 

 
FLICK WITZIG MARTINA, Einigungskonferenzen als Schlechtes Omen für 
Volksabstimmungen, Mitteilungsblatt der Schweizerischen Gesellschaft für 
Parlamentsfragen (SGP/SSP/SSP) 2025/1, S. 28 ff. (Link) 

 

HARATSCH ANDREAS, Der Angriff des Populismus auf Demokratie und 
Rechtsstaat, DÖV 9/2025, S. 365 ff. (Link) 

 LEEMANN LUCAS/EMMENEGGER PATRICK/WALTER ANDRÉ, Vox populi: Unter-
stützung des Volkes für die Volksinitiative, DeFacto vom 08. April 2025 
(Link) 

 SCHMIDT HANNAH, Wie eine Demokratie Krieg vermeiden kann, DeFacto 
vom 09. April 2025 (Link) 

 

 

 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/1195/de
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/c13ed90e-f44f-47d6-a406-32aeb4a92112
https://www.defacto.expert/2025/04/15/voelkerrechtlicher-rahmen-der-schweizerischen-neutralitaet/
https://unser-recht.ch/bundesraetliches-notrecht/
https://sgp-ssp.net/wp-content/uploads/parlament-2025-1.pdf
https://www.doev.de/ausgaben/9-2025/
https://www.defacto.expert/2025/04/08/vox-populi-unterstuetzung-des-volkes-fuer-die-volksinitiative/
https://www.defacto.expert/2025/04/09/wie-eine-demokratie-krieg-vermeiden-kann/
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5. Dokumentation und Kontakt 

 

 

Sammlung der Demokratie-Newsletter: Zentrum für Demokratie Aarau  

Newsletter: An- und Abmeldung an demokratie-newsletter@zdaarau.ch 

Wir freuen uns über Ihre Hinweise und Anregungen. 

 

 

Vollständige Artikelsammlung: Zentralbibliothek Zürich 

 

Urteils- bzw. Entscheidsammlung des Bundesgerichts: 

Schweizerisches Bundesgericht 

 

 

Kontakt: 

 

Zentrum für Demokratie Aarau 

Villa Blumenhalde 

Küttigerstrasse 21 

5000 Aarau 

 

Universität Zürich 

Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht 

unter besonderer Berücksichtigung von Demokratiefragen 

Rämistrasse 74/14 

8001 Zürich 

 

demokratie-newsletter@zdaarau.ch  

 

Redaktion: 

 

Lynn Gassmann, BLaw 

Dr. iur. Luka Markić, RA 

Joel Probst, BLaw 

https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/demokratie-newsletter/Newsletter-Ausgaben.html
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch
https://www.zb.uzh.ch/recherche/e-ressourcen/e-zeitungen/index.html.de
https://www.bger.ch/de/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-recht/jurisdiction-recht-urteile2000.htm
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch

